
Stellungnahme vom 24.11.23

Die Ini�a�ve „Nein zum Krieg – Die Waffen nieder!“

ru� für den 25.11.2023 zu einer Demonstra�on gegen

Krieg und Sozialabbau in Berlin auf[i]. Der Aufruf setzt

wich�ge Eckpfeiler für einen breiten Protest gegen die

Kriegspoli�k  der  Bundesregierung.  Anders  als  der

Aufruf  zur  Wagenknecht-Schwarzer-Demo,  der  einen

Schwerpunkt auf die Verurteilung Russlands legte und

die  Notwendigkeit  für  Frieden  vor  allem  aus  der

Erkenntnis ableitete, dass Russland militärisch nicht zu

besiegen sei, legt dieser Aufruf den Schwerpunkt auf

die  deutsche  Kriegspoli�k  und  den  damit

einhergehenden Sozialabbau. Für die Verarmung der

Menschen in Deutschland macht der Aufruf auch die

Sank�onen gegen Russland verantwortlich und fordert

folgerich�g  diese  aufzuheben.  Indem  der

Zusammenhang  zwischen  Kriegspoli�k  und  sozialer

Verelendung klar  benannt wird,  trägt  der  Aufruf  die

Anliegen  der  Friedensbewegung  in  die  Massen  der

Bevölkerung und bildet wich�ge Anknüpfungspunkte.

Doch  neben  dieser  rich�gen  Stoßrichtung  hat  der

Aufruf auch Schwächen, zu denen wir uns hier äußern

möchten.

„Wir müssen kriegstüch�g werden“

Die Beratungen über den Bundeshaushalt für das Jahr

2024  nähern  sich  dem  Ende.  Deutschland  wird  den

größten  Kriegsetat  seit  1945  beschließen  und  das

Zwei-Prozent-Ziel  der  NATO  übersteigen.  Den

enormen Kriegsausgaben stehen dras�sche EinschniAe

in  den  Bereichen  Löhne,  Bildung,  Wissenscha�,

Kinderbetreuung, Gesundheit und Renten gegenüber.

Die  Lebenshaltungskosten  in  Deutschland  sind  seit

dem Krieg gegen Russland explodiert. Die Kriegsgelder

an  die  Ukraine  sollen  verdoppelt  werden,  womit

Deutschland die höchsten Pro-Kopf-Ausgaben hat, die

sogar  die  der  USA  um  mehr  als  das  Doppelte

übersteigen [ii].

Sobald  in  der  Ukraine  ein  vorübergehender  Frieden

einkehrt,  soll  den  Strategen  der  Deutschen

Gesellscha� für Auswär�ge Poli�k (DGAP) zu Folge das

"Jahrzehnt  der  Aufrüstung"  eingeläutet  werden.

Während  sich  in  den  USA  eine  Reduzierung  der

umstriAen  Kriegsgelder  für  den  Ukrainekrieg

abzeichnet,  soll  die  deutsche  Regierung  „Europas

stärkste  Armee“  stellen  und  „Rückgrat  der

Bündnisverteidigung“ werden. Durch den AuIau einer

gigan�schen Rüstungsindustrie soll die Ukraine – mehr

denn je – zum an�russischen Vorposten des deutschen

Imperialismus  ausgebaut  werden.  Dafür  sei  es  nö�g

aus  der  „stockenden  Zeitenwende  heraus  einen

Quantensprung beim WiederauIau der Bundeswehr,

der  Erneuerung  der  rüstungsindustriellen  Basis  und

der  Stärkung  der  gesellscha�lichen  Resilienz“  zu

leisten. Neben einer Intensivierung der ideologischen

Kriegsführung gegen die eigene Bevölkerung solle die

Gesellscha�  lernen,  „im  Kriegsfall  mit  Toten  und

Verwundeten prak�sch und mental" umzugehen. Die

NATO müsse „in fünf bis neun Jahren kriegsfähig sein,

um Russland […] abschrecken zu können“.[iii]

Deutschland  solle  endlich  wieder  „kriegstüch�g

werden“[iv],  der  Krieg  gegen  Russland  solle  dies

ermöglichen.  Um  die  gigan�schen  Kriegskosten  im

kommenden  Jahr  trotz  der  Haushaltslücke  zu

stemmen, werden weitere Sozialkürzungen gefordert
[v].  Bezahlen  wird  also  die  Arbeiterklasse.  Für  sie

bedeutet der Krieg gegen Russland eine existenzielle

Bedrohung.

Die Kriegstreiber beim Namen nennen!

Doch anstaA das beispiellose Ausmaß der deutschen

Kriegspoli�k klar zu benennen, appelliert der Aufruf an

die Vernun� der Kriegstreiber und fordert eine neue

Entspannungspoli�k.  Dabei haAe  die

Annäherungspoli�k,  wie  sie  unter  Michail

Gorbatschow und Willi  Brandt in den 70er und 80er

Jahren entstand,  nie Völkerfreundscha� und Frieden

im  Sinn,  sondern  stellte  einen  Strategiewechsel  des

deutschen  Imperialismus  im  Kampf  gegen  die

Sowjetunion  dar.  Mit  der  Zerschlagung  und  dem

Ausverkauf der Sowjetunion wurden die sowje�schen

Völker  in  Armut  und  Elend  gestürzt.  Zu  Recht  wird

Gorbatschow  bis  heute  von  vielen  Menschen  in
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